
E igentlich wollte Deutsch-
land bis 2031 ein Endlager
gefunden haben. Doch
dieser Termin ist nicht

mehr zu halten. Der Chef der Auf-
sichtsbehörde Bundesamt für die
Sicherheit der nuklearen Entsor-
gung, Wolfram König, über die
Folgen der Verzögerung.

Die Bundesgesellschaft für Endlage-
rung (BGE) sagt, dass frühestens
2046 ein Endlager gefundenwird,
schlimmstenfalls 2068.Warum?
WolframKönig:Die Aufgabe der si-
cheren Endlagerung ist über Jahr-
zehnte hinweg kleingeredet und
unterschätzt worden. Insbeson-
dere die BGE steht mit den An-
forderungen des Standortaus-
wahlverfahrens vor einem hoch-
komplexen Arbeitsprogramm.
Dass das Unternehmen in einem
ersten Schritt mehr als 50 Prozent
der Fläche Deutschlands als geo-
logisch potenziell geeignet aus-
gewiesen hat, führt in der Folge
zu einem zeitaufwendigen Ar-
beitsprogramm.

An diesemWochenende findet das
zweite Forum Endlagersuche statt.
Wie sinnvoll ist es, die Öffentlichkeit
zu beteiligen, wennwer heute gebo-
ren wird, das fertige Endlager gar
nicht mehr erleben könnte?
Beteiligung ist kein Selbstzweck,
sondern soll frühzeitig die Fra-
gen, aber auch dasWissen der In-
teressierten in die Standortsuche
integrieren. Das macht jedoch
nur dann einen Sinn, wenn die Be-
teiligung an die einzelnen Etap-
penziele gekoppelt ist und sich
nicht in theoretischen Debatten
erschöpft. Zeitverbrauch kann
sich aber auch auf die Sicherheit
auswirken, da der hochgefährli-
che Abfall solange in oberirdi-
schen Lagerhallen verbleiben
muss. Auch aus diesem Grund
muss meines Erachtens die Suche
gestrafft werden, um schneller
zum Ziel zu kommen.

Reicht das Geld dann noch?
Nicht zuletzt besteht beim Aus-
ufern des Zeitbedarfs bis zu ei-
nem betriebsbereiten Endlager in
Deutschland die Gefahr, dass der
Atomfonds nicht ausreicht, in den
die Kraftwerksbetreiber als Ab-
fallverursacher 24 Milliarden

Euro eingezahlt haben. Das Geld
wird für Zwischenlager- und Ver-
fahrenskosten aufgebraucht, so-
dass am Ende der Steuerzahler für
die Endlagerung aufkommen
muss.

Wie kannman das beschleunigen?
Das A und O ist natürlich, dass
die BGE die potenziell geeigne-
ten Gebiete auf sehr wenige wei-
ter zu untersuchende Flächen ein-
grenzt. Insgesamt ist aber auch
die Komplexität des gesamten
weiteren Verfahrens zu hinterfra-
gen. Die Fachleute meiner Behör-
de haben den Zeitplan der BGE
analysiert und mussten leider
feststellen, dass die Annahmen
darin noch nicht belastbar sind.
Es fehlen wesentliche Schritte,
die das Endlagergesetz vorgibt,
zum Beispiel bei der Beteiligung
und beim Gesetzgebungsverfah-
ren.

Es würde realistisch betrachtet also
noch länger dauern?
Ja, das ist das Ergebnis unserer
Bewertung. Deshalb plädiere ich
eindringlich dafür, sich das von
der BGE genannte Jahr 2046 als
Benchmark zu setzen und alle

weiteren notwendigen Schritte
hieran zu prüfen.

Befürchten Sie, dass es am Ende
wieder Proteste wie in Gorleben
gibt?
Von Protesten müssen wir wei-
terhin ausgehen. Im Zusammen-
hang mit der Nutzung der Atom-
energie haben wir in Deutschland
eine ganz besondere Geschichte.
Meine Hoffnung ist aber auch,
dass mit dem Generationswech-
sel und dem Abschalten der Re-
aktoren die verbleibenden Aufga-
ben nüchterner angegangen wer-
den können. Und dass durch das
Auswahlverfahren, bei dem die
Geologie das Hauptkriterium ist,
die Sicherheit eines Standortes
am Ende überzeugend dargestellt
werden kann. Sodass die Region,
auf die es am Ende zuläuft, zwar
nicht begeistert sein wird, aber
nachvollziehen kann, warum ihre

Geologie uns alle am besten
schützt.

Vor allem Bayern tut sich schwer,
das Kristallingestein sei ungeeignet,
heißt es dort.
Das Auswahlverfahren lebt da-
von, dass die Fehler von Gorleben
nicht wiederholt werden. Politi-
sche Entscheidungen sollen auf
Basis von fundierten wissen-
schaftlichen Erkenntnissen fallen.
Wenn es so ist, wie Bayern sagt,
dann kann die Staatsregierung ja
gelassen die ausstehenden Unter-
suchungen im Auswahlverfahren
abwarten. Ich weise aber darauf
hin, dass Finnland und Schweden
ihre Endlager nach internationa-
len Sicherheitsstandards in Kris-
tallingestein bauen. Wir haben
aber zumGlück zwei weitere Ge-
steinsformationen, die grundsätz-
lich für ein Endlager infrage kom-
men.

„AmEnde zahlen die Steuerzahler“
Atommüll Die Verzögerung der Endlagersuche könnte dazu führen, dass das Geld nicht ausreicht. Dabei ist selbst
die neue Zeitplanung nicht belastbar, warnt die Aufsichtsbehörde. Von Igor Steinle

Sánchez
bleibt an
der Macht

Madrid. Der Sozialist Pedro Sán-
chez ist in Spanien für weitere
vier Jahre im Amt des Minister-
präsidenten bestätigt worden –
nach monatelangen Verhandlun-
gen und einem heiklen Deal. Das
Unterhaus in Madrid stimmte
knapp vier Monate nach der Neu-
wahl des Parlaments mit 179 zu
171 Stimmen für eine Fortsetzung
der linken Regierung.

Dass der 51-Jährige, der bereits
seit Mitte 2018 regiert, dies nur
durch Zugeständnisse und Ver-
sprechungen für zumTeil äußerst
umstrittene Regionalparteien aus
Katalonien, dem Baskenland und
Galicien schaffte, lässt seinen Ri-
valen die Haare zu Berge stehen.
Glaubt man der konservativen
Opposition, dann hat in der viert-
größten Volkswirtschaft der EU
eine „Diktatur“ der Linken und
der Separatisten begonnen. Op-
positionsführer Alberto Núñez
Feijóo, der der Volkspartei PP an-
gehört, unkte in der Debatte vor
der Abstimmung über die Kandi-
datur von Sánchez, der Rechts-
staat, die Demokratie und die Ein-
heit des Landes seien gefährdet.

Weitreichende Zugeständnisse
Das sind schwere Geschütze:Was
hat Sánchez gemacht? Er hat den
beiden im Parlament vertretenen
separatistischen Parteien Katalo-
niens, der linken ERC und der li-
beralen Junts, neben einem Schul-
denerlass von 15 Milliarden Euro
und weiteren Zugeständnissen
auch eine Amnestie für alle nach
Unabhängigkeit strebenden „Ca-
talanistas“ zugesichert, die zwi-
schen 2012 und 2023 mit dem Ge-
setz in Konflikt geraten sind. Das
sind nach dem diese Woche im
Parlament eingebrachten Gesetz-
entwurf mehr als 200 – darunter
auch Carles Puigdemont, der als
katalanischer Präsident den ge-
scheiterten Abspaltungsversuch
vomHerbst 2017 anführte. Er lebt
nach einer Flucht aus Spanien in
Belgien im Exil.

Sánchez versprach in der Par-
lamentsdebatte vier weitere Jah-
re des „Fortschritts und des fried-
lichen Zusammenlebens“. Fort-
schritt vielleicht, aber Frieden
kann Sánchez den circa 48 Mil-
lionen Bürgern nicht garantieren.
Schon für Samstag hat die PP zu
einem neuen Protest gegen Am-
nestie und die linke Regierung in
Madrid aufgerufen. dpa

Spanien Der amtierende
Premier verteidigt seinen
Posten. Möglich gemacht
hat das erst ein Deal mit
separatistischen Kräften.

Bisher ist Schacht Konrad das einzige Atomendlager in Deutschland, allerdings für schwach strahlende Abfälle. Foto: Ole Spata/dpa

Großbritannien
Sunak: Halten an
Ruanda-Plan fest
London. Trotz einer erneuten Nie-
derlage vor Gericht hält die bri-
tische Regierung an ihren Plänen
fest, Migranten nach Ruanda ab-
zuschieben. Premier Rishi Sunak
kündigte an, ein neues Abkom-
men mit Ruanda auf den Weg
bringen und den ostafrikanischen
Staat per Eilgesetz zum sicheren
Land erklären lassen zu wollen.
Der Oberste Gerichtshofs hatte
am Mittwoch das Urteil des Be-
rufungsgerichtes, wonach Ruan-
da kein sicherer Drittstaat ist, be-
stätigt. dpa

Iran
Anwältin ist gegen
Kaution frei
Teheran.Die iranischeMenschen-
rechtsanwältin Nasrin Sotudeh ist
aus dem berüchtigten Ewin-Ge-
fängnis entlassen worden. Das
teilte die Nichtregierungsorgani-
sation Center for Human Rights
in Iran auf der Online-Plattform
X mit. Wie Sotudehs Mann Resa
Chandan auf X schrieb, erfolgte
ihre Freilassung gegen Kaution
und vor einem Gerichtstermin.
Die 60-Jährige gilt als eine der
einflussreichsten Anwältinnen im
Iran. 2020 erhielt sie den Alter-
nativen Nobelpreis. dpa

Argentinien
Enges Rennen um
Präsidentenamt
Buenos Aires. Am Sonntag wird
sich entscheiden, ob in Argenti-
nien der moderate Peronist Ser-
gio Massa (51) oder der ultralibe-
rale Rechtsextremist Javier Milei
(53) im Dezember Präsident wird.
Umfragen zufolge ist mit einem
Kopf-an-Kopf-Rennen zu rech-
nen. Im ersten Wahlgang am 22.
Oktober hatte sichMassa mit 36,7
Prozent gegenMilei (30 Prozent)
durchgesetzt – obwohl er als
Wirtschaftsminister eine Inflati-
on von 143 Prozent mitzuverant-
worten hat. epd

Zur Person

Wolfram König
(65) ist seit 2016
Präsident des Bun-
desamtes für die
Sicherheit der nu-
klearen Entsorgung

(BASE). Zuvor war der Diplom-Inge-
nieur für Architektur und Stadtent-
wicklung von 1999 an Präsident des
Bundesamtes für Strahlenschutz. Von
1994 bis 1998 war er Umweltstaatsse-
kretär unter einer rot-grünen Landes-
regierung in Sachsen-Anhalt.

POLITISCHES BUCH

Pragmatische Politik als bessere Alternative
Der 2007 verstorbene Philosoph
Richard Rorty hat 1996 an der katala-
nischen Universität in Girona eine Vor-
lesungsreihe gehalten, in der er die
Grundzüge seines politischen Denkens
zusammenfasste. Dabei warnte er vor
dem Irrglauben, eine Gesellschaft sei
dann auf dem richtigen Weg, wenn sie
sich nur an vermeintlich universell gül-
tigen Werten und moralischen Vor-
stellungen orientiere. Dieses Streben
vor allem liberaler Demokratien sei
falsch, konstatierte der amerikanische
Gelehrte. Praktische Politik solle sich
weniger an ideellen als an sozialen
Fragen ausrichten.

Die jetzt erstmals auf Deutsch veröf-
fentlichten Studien Rortys führen di-
rekt hinein in eine höchst aktuelle De-
batte. Ist es legitim und sinnvoll, wenn
„der Westen“ in den herrschenden
Konflikten um Klimaschutz, Verteilung
und Gerechtigkeit in oft belehrender
Form etwa den globalen Süden von
der Unterlegenheit seiner Gesell-
schafts- und Wirtschaftsvorstellun-
gen zu überzeugen versucht? Rortys
Antwort ist ein klares Nein. Die
„Rechtfertigungspraktiken“ liberaler
Systeme müssten statt von ideologi-
schen Maßstäben von Offenheit, Ehr-
lichkeit, Geduld und Inklusivität ge-

prägt sein. Rorty empfahl Pragmatis-
mus als Rezept gegen alle populisti-
schen und autoritären Bestrebungen.
Insofern erweist sich das Politikmo-
dell der beiden Superpragmatiker An-
gela Merkel (CDU) und Olaf Scholz
(SPD) für Deutschland als mindestens
erfolgversprechend. Gunther Hartwig

Richard Rorty:
Pragmatismus als
Antiautoritarismus.
Suhrkamp Verlag, Ber-
lin 2023. 454 Seiten.
34 Euro.

Bleibt Spaniens Premier: Pedro
Sánchez. Er versprach „vier wei-
tere Jahre Fortschritt“.
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Berlin. Sich bei einer leichten
Atemwegserkrankung telefonisch
krankschreiben zu lassen, ohne
sich in eine volle Arztpraxis set-
zen zu müssen, war in der Pande-
mie eingeführt worden – und fand
viel Anklang bei Patienten und
Hausärzten. Das Ganze galt für
maximal sieben Tage Arbeitsun-
fähigkeit. Kurz nachdem die Re-
gel Ende März ausgelaufen war,
kündigte Bundesgesundheitsmi-
nister Karl Lauterbach (SPD) an,
die telefonische Krankschreibung
dauerhaft installieren zu wollen.

Das aber zieht sich hin. Weil
aktuell die Zahl der kranken Ar-

beitnehmer steigt, hatten gerade
die Gesundheitsminister der Län-
der den Bund gebeten, „kurzfris-
tig darauf hinzuwirken“, dass die
Corona-Sonderregelung „für die-
sen Herbst und Winter über-
gangsweise wiedereingeführt
wird“. Dies solle „insbesondere
der akuten Entlastung der Haus-
arztpraxen dienen“. Daraus aber
wird nun nichts. Das Bundesge-
sundheitsministerium teilte auf
Anfrage mit, diese Sonderrege-
lung habe sich mit dem epidemi-
schen Ausbruchsgeschehen
rechtfertigen lassen. Eine ver-
gleichbare Ausnahmesituation,

„die gegebenenfalls eineWieder-
einführung der ‚Corona-Sonder-
regelungen‘ erfordern könnte,
lässt sich aktuell nicht erkennen“,
so Sprecher Hanno Kautz. Statt-
dessen sei der Gemeinsame Bun-
desausschuss (GB-A), in demVer-
treter von Krankenkassen, Klini-
ken und Ärzte sitzen und der bei
Corona die telefonische Krank-
schreibung eingeführt und mehr-
fach verlängert hatte, gebeten
worden, eine dauerhafte Rege-
lung zu finden.

Dabei soll es nicht nur um Ar-
beitsunfähigkeit bei leichten
Atemwegserkrankungen, sondern

generell um Erkrankungen ohne
schwere Symptomatik gehen,
aber nur bei Patienten, die in der
jeweiligen Arztpraxis bekannt
sind. Auch die maximal mögliche
Gültigkeit einer telefonischen
Krankschreibung muss geklärt
werden. Für diese Regelung sei,
so Kautz, „besondere Sorgfalt er-
forderlich“. Das dauere seine Zeit.

„Das schafft Klarheit“
Auch der Spitzenverband der 96
gesetzlichen Krankenkassen be-
fürwortet die grundsätzliche Ent-
scheidung. „Das schafft Klarheit
und verhindert ein saisonales Hin

und Her“, so Sprecher Helge Di-
ckau. Der GB-A wiederum ver-
weist auf das kommende Jahr.
Mitte Januar 2024 wolle man den
entsprechenden Beschluss zur te-
lefonischen Krankschreibung fas-
sen, so Sprecherin Gudrun Kös-
ter. Anschließend wird der Be-
schluss noch vom Bundesgesund-
heitsministerium geprüft – wofür
dasMinisterium in der Regel zwei
Monate benötige. Damit dürfte
die „telefonische Feststellung von
Arbeitsunfähigkeit“ erst nach der
aktuellen Infektionswelle wieder-
kehren, wohl im kommenden
März. Hajo Zenker

TelefonischeKrankschreibungwohl erst 2024wieder
Gesundheit Die Corona-Sonderregelung fand viel Anklang. Jetzt wird an einer dauerhaften Lösung gearbeitet.
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